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5.2 Maßnahmen der beruflichen Orientierung und Vorbereitung auf den 

ersten Arbeitsmarkt für junge Menschen mit besonderen Bedarfen, 

PPL 41 Jugend und Soziales und PPL 21 Kinder und Bildung 

(Ergänzung zur Vorlage für den Haushalts- und Finanzausschuss am 

03.05.2019) 

VL 20/3000 

 
Abg. Herr Schäck möchte wissen, was die in der Vorlage dargestellten Maßnahmen je 

Schülerin und Schüler kosten und für welchen Zeitraum die Berechnung erfolgt sei. 

 

Herr Hausen erläutert, dass sich die Zahlen auf das Jahr beziehen und sagt zu, die 

Kalkulation im Rahmen einer Anlage zum Protokoll (Anlage 1) darzustellen. 

 

Abg. Herr Eckhoff bittet darum, die in der Vorlage enthaltende Aussage „Mit dieser 

Vergütungsstruktur wird einerseits eine enge Orientierung an die Tarifstruktur des 

Auftraggebers erreicht, andererseits aber auch dem Erfordernis einer Flexibilität im Bereich 

der Personalkosten Rechnung getragen, die erforderlich ist, da sich auf die Ausschreibung 

bewerbende Einrichtungen nicht durchgängig an den Tarifen des öffentlichen Dienstes 

orientieren können.“ näher zu erläutern. 

 

Herr Hausen sagt die Beantwortung im Rahmen einer Anlage zum Protokoll (Anlage 1) zu. 

 



Beschluss aus 25. Sitzung des Haushalts- und Finanzausschusses (Land) 2 von 2 

Der Ausschuss stimmt einstimmig der Erteilung einer 

zusätzlichen Verpflichtungsermächtigung in Höhe von 1.073.510 

€ (2022: 170.000 €, 2023: 333.422 €, 2024: 326.755 €, 2025: 

150.00 € und 2026: 93.333 €) bei der Hst. 0304/681 32-2 

„Initiative Inklusion Handlungsfeld Berufsorientierung“ mit der 

dargestellten Abdeckung zu. Zum Ausgleich wird die bei der 

Haushaltsstelle 0995/790 10-6 „Investitionsreserve“ 

veranschlagte Verpflichtungsermächtigung in gleicher Höhe 

nicht in Anspruch genommen.  

 

Der Ausschuss ermächtigt den Senator für Finanzen zur 

haushaltstechnischen Umsetzung.  
 

 


